
 
Gemeinde Berghaupten 
Ortenaukreis 

 

Der Bürgermeister 

Bürgermeisteramt  Postfach 11 10  77792 Berghaupten 
 

- 2 - 

 

  

 

Hausanschrift: Rathausplatz 2, 77791 Berghaupten Sprechzeiten der  
im Internet: www.berghaupten.de Gemeindeverwaltung 
E-Mail: gemeinde@berghaupten.de im Rathaus:  
 Mo. - Fr.  8.00 - 12.00 Uhr 
Bankverbindungen: Nachmittags: 
Sparkasse Kinzigtal 
IBAN: DE 44 6645 1346 0000 0105 54, SWIFT-BIC: SOLADES1GEB 

Mo. von 14.00 - 16.00 Uhr  
Mi. von 16.00 - 18.00 Uhr 

Volksbank Lahr eG  
IBAN: DE 41 6829 0000 0038 0037 04, SWIFT-BIC: GENODE61LAH 

oder nach Vereinbarung 

 

  

An  
die Mitglieder  
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Sachbearbeiter: 
Durchwahl: 
E-Mail:             philipp.clever 
 
Telefon Zentrale:  
Telefax: 
 
Datum: 
Aktenzeichen: 
Ihre Nachricht vom: 
Ihr Zeichen: 

Philipp Clever 
07803 / 96 77-20 
@berghaupten.de 
 
07803 / 96 77-0 
07803 / 96 77-10 
 
25.02.2021 
022.3 
 

_ 

 
Einladung zur Gemeinderatssitzung  
 
 
Die Mitglieder des Gemeinderats werden zu einer öffentlichen Sitzung eingeladen auf 
 

Montag, den 8. März 2021,  
um 18.30 Uhr in der Schlosswaldhalle, Stiegelmattstr. 4 

 
Zur Beratung kommen folgende Punkte:  
 
I. Öffentlicher Teil (18.30 Uhr) 
 
1. Fragen der Einwohnerinnen und Einwohner zu Gemeindeangelegenheiten 

2. Anfragen aus der Mitte des Gemeinderats 

3. Stellungnahme zu Bauanträgen: 
a) Anbau einer Betriebsleiterwohnung an die bestehende Produktionshalle,  
    Untere Gewerbestraße 21 
b) Neubau eines Wohnhauses mit Garage, Talstraße 59 – Bauvoranfrage 
c) Neubau einer Überdachung als Carport über der bestehenden Garage,  
    Schützenbergstraße 7 
 

4. Generierung von Ökopunkten im Zusammenhang mit Ausgleichsmaßnahmen  
für Bebauungspläne und Baumaßnahmen 
Hier: Umsetzung der Maßnahme „Naturnaher Ausbau des Langenbachs“ 

5. Sanierung der Straße „Bottenbach“ 
Hier: Auswahl der Sanierungsvarianten 

6. Bildung „Gemeinsamer Gutachterausschuss Offenburg-Kinzigtal“ 
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7. Lärmproblematik B 33 und Fortschreibung des Lärmaktionsplans 
Hier: Sachstandsbericht und weiteres Vorgehen 

8. Änderung der Hauptsatzung 
Hier: Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen für die Durchführung von Gemeinde-
ratssitzungen ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder („Online-Sitzungen“) 

9. Eigenkontrollverordnung (EKVO) 2021:  
Auftragsvergabe für Kanaluntersuchung per Befahrung mit TV-Kamera und Kanalreini-
gung 

10. Beratung und Beschlussfassung über die Annahme von Spenden 

11. Auftragsvergabe zur Lieferung einer Urnensäulenwand für den Friedhof 

12. Herausgabe des Jahresheftes 2020 

13. Feststellung des steuerlichen Jahresabschlusses 2019 der Wasserversorgung 

14. Mitteilungen der Verwaltung 
 
 
Achtung: Im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie findet die Sitzung erneut in der 
Schlosswaldhalle statt, um sämtliche Hygienevorschriften und Vorsichtsmaßnahmen wie z.B. 
das Abstandsgebot erfüllen zu können. Alle Teilnehmer inkl. Mitglieder des Gemeinderats, 
Beschäftigte der Verwaltung, Gastredner, Zuhörer etc. sind dazu verpflichtet, während des 
gesamten Aufenthalts in der Halle eine FFP2- / KN95-Maske zu tragen, die im Einzelfall vom 
Veranstalter gestellt werden kann (eine geringe Anzahl wird vorgehalten). 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
    (Clever) 
Bürgermeister 
 



Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 3 a 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
632.21 Bauakte Untere 
Gewerbestraße 21 / Frau 
Lienhard 

 

Stellungnahme zu Bauanträgen  
Hier: Anbau einer Betriebsleiterwohnung an die bestehende Produktionshalle, 
Untere Gewerbestraße 21 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Das Bauvorhaben befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Röschbünd 
II und ist nach § 30 (1) BauGB zu bewerten. Es handelt sich hier um ein ausgewiese-
nes Gewerbegebiet. Der Antragsteller beabsichtigt, an dem vorhandenen Betriebsge-
bäude eine Betriebsleiterwohnung anzubauen. Nach § 8 BauNVO sind Betriebsleiter-
wohnungen in Gewerbegebieten ausnahmsweise zulässig. Sie müssen in Grundfläche 
und Baumasse dem Gewerbebetrieb untergeordnet sein. 
 
Die Verwaltung hat keine Bedenken. 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Dem Antrag auf Erteilung der Baugenehmigung wird zugestimmt.  
 

 

Geänderter Beschlussantrag: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  

 

 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 

















Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 3 b 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
632.21 Bauakte Talstraße 
59 / Frau Lienhard 

 

Stellungnahme zu Bauanträgen  
Hier: Neubau eines Wohnhauses mit Garage, Talstraße 59 - Bauvoranfrage 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Das Bauvorhaben befindet sich zum Teil im Geltungsbereich der Abrundungssatzung 
Im Tal und im Außenbereich wie aus dem Lageplan ersichtlich ist. Die Antragsteller 
beabsichtigten den Neubau eines Wohnhauses mit Garage im Anschluss an das An-
wesen Talstraße 59. Die Gebäudefläche, welche derzeit noch im Außenbereich liegt, 
wurde in das lfd. Flächennutzungsplanänderungsverfahren nachträglich mit aufge-
nommen. Lt. Aussage der Unteren Baurechtsbehörde kann derzeit das Bauvorhaben 
nicht positiv beschieden werden. Entweder ist der Entwurfsbeschluss des laufenden 
Flächennutzungsplanverfahrens abzuwarten oder die Gemeinde sollte die Abrun-
dungssatzung um diese Fläche ergänzen. Nähere Ausführungen erfolgen mündlich.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Eine Entscheidung über das Bauvorhaben soll erst getroffen werden, wenn der 
Entwurfsbeschluss des laufenden Flächennutzungsplanverfahrens vorliegt.  
 

 

Geänderter Beschlussantrag: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  

 

 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 

















Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 
Termin 
  
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 3c 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
632.21 Bauakte Schützen-
bergstr. 7 / Frau Lienhard 

 
Stellungnahme zu Bauanträgen: 
hier: Neubau einer Überdachung als Carport über einer Garage, Flst.-Nr. 79, 
Schützenbergstraße 7 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Das Bauvorhaben befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes am vorde-
ren Dorfbergstraße und ist nach § 30 BauGB zu bewerten. Der Bauherr beantragt die 
Baugenehmigung für eine Überdachung als Carportnutzung über einer Garage.  
 
Die Verwaltung hat keine Bedenken.  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Dem Antrag auf Erteilung der Baugenehmigung wird zugestimmt.    
 

 
Geänderter Beschlussantrag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
Grund:  
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 

















Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 
Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 4 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
627 u. 621.91 / Herr Hertle 

 
Generierung von Ökopunkten im Zusammenhang mit Ausgleichsmaßnahmen 
für Bebauungspläne und Baumaßnahmen 
Hier: Umsetzung der Maßnahme „Naturnaher Ausbau des Langenbachs“ 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Der Gemeinderat hat zuletzt in der Sitzung am 27.07.2020 unter TOP 8 über die An-
gelegenheit beraten. Bereits in der Sitzung am 29.04.2019 wurde das Ingenieurbüro 
Zink (IBZ) damit beauftragt, Untersuchungen durchzuführen mit dem Ziel, Ökopunkte 
für die Ausgleichserfordernisse u.a. im Zusammenhang mit der Änderung des Bebau-
ungsplans Gewebepark Vorderes Kinzigtal (Kinzigpark I) zu generieren. IBZ hat da-
raufhin fünf Maßnahmen auf Vorschlag der Gemeinde näher untersucht, der mit den 
betroffenen Ämtern und Abteilungen des Landratsamtes Ortenaukreis abgestimmt und 
dem Gemeinderat in einem Ortstermin am 08.07.2020 und in der Sitzung am 
27.07.2020 ausführlich vorgestellt wurde. Die Maßnahme Nr. M05 (sekundärer Ei-
chenwald) wurde bereits erfolgreich umgesetzt.  
 
Gemäß der Zusammenfassung der Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung vom 28.06.2019 
im Hinblick auf die Änderung des Bebauungsplans für das interkommunale Gewerbe-
gebiet „Kinzigpark I“ besteht für die Gemeinde Berghaupten ein anteiliges Defizit von 
180.957,45 Punkten, welches zur Beschleunigung des Verfahrens durch Maßnahmen 
der Stadt Gengenbach ausgeglichen wurde. Durch die Umsetzung der Maßnahme Nr. 
05 aus dem Flächen- / Maßnahmenplan konnten inzwischen 90.000 Punkte generiert 
werden, wodurch sich das restliche Defizit auf 90.957,45 Punkte beläuft. 
 
Der Gemeinderat hatte sich bereits beim Ortstermin Anfang Juli 2019 für die Umset-
zung der Maßnahme Nr. M02 (naturnaher Ausbau des Langenbachs) ausgesprochen. 
Diese beinhaltet den naturnahen Ausbau des Langenbachs zwischen Marktscheune 
und Waldsee auf einer Länge von ca. 420 m und entspricht laut Maßnahmenblatt ei-
nem Ausgleichswert von 156.630 Punkten. Nach Abzug des restlichen Defizits für den 
Gewerbepark verbleiben rund 66.000 Punkte, die der Gemeinde auf einem Ökokonto 
gutgeschrieben und für zukünftige Ausgleichsmaßnahen verwendet werden könnten. 
Gleichzeitig kann die Maßnahme evtl. dazu verwendet werden, im Zusammenhang mit 
der bestehenden Hochwasserproblematik und den Beschränkungen durch die Hoch-
wassergefahrenkarte Retentionsfläche (Überflutungsfläche bzw. -volumen) zu schaf-
fen und diese in einem Hochwasserregister ähnlich dem o.g. Ökokonto zu verbuchen, 
um es für zukünftige Bauprojekte in Überschwemmungsgebieten zu verwenden.  
 
In der Sitzung am 27.07.2020 beauftragte der Gemeinderat die Verwaltung damit, in 
Zusammenarbeit mit IBZ die o.g. Maßnahme umzusetzen, ein Ökokonto einzurichten 
und zu prüfen, ob sich das geschaffene Retentionsvolumen anrechnen lässt. Die Ver-
waltung hat daraufhin bei IBZ und der freien Garten- und Landschaftsarchitektin Ale-
xandra Stöhr, Steinach, auf der Grundlage der bisherigen Planungen und Gespräche 
angefragt wegen einem Angebot für die Planungsleistungen inkl. diverser Gutachten 
und einer groben Kostenschätzung für die Umsetzung (Baukosten).  
 
 



Die Angebote und Kostenschätzungen können bei Bedarf bei der Verwaltung einge-
sehen werden.  
 

 
Planung Baukosten Summe 

Kosten  
pro Ökopunkt 

IBZ 40.011,30 € 190.400 € 230.411,30 € 1,47 € 
A. Stöhr 49.240,00 € 243.000 € 292.240,00 € 1,87 € 

 
Alle Angaben sind inkl. MwSt. (brutto) 

 
Vom gesamten Retentionsvolumen mit ca. 1.300 cbm sind laut Schätzungen von IBZ 
nur 500-800 cbm für das Hochwasserschutzregister tatsächlich nutzbar bzw. aktivier-
bar wg. Interessenkonflikt mit dem naturnahen Ausbau. Die Kosten für die Schaffung 
dieses zusätzlichen Volumens sind in den genannten Zahlen nicht enthalten, ebenso 
wenig wie die Kosten für das Führen eines Ökokontos und eines Hochwasserschutz-
registers.  
 
Die Kosten pro Ökopunkt belaufen sich somit auf 1,47 € bzw. 1,86 € und liegen damit 
deutlich über dem Durchschnittswert von 0,60 bis 1,00 Euro. Angesichts der enormen 
Kosten schlägt die Verwaltung vor, Alternativen zu prüfen. So soll noch vor der Sitzung 
in Abstimmung mit Förster Peter Zink eruiert werden, ob sich bestimmte Teilflächen 
des Gemeindewaldes dazu eignen, in Form eines Bannwaldes einer natürlichen Ent-
wicklung überlassen zu werden. 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Wird nach Beratung formuliert.  
 

 
Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 

 
Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
Grund:  
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 







Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 5 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
656.22 / Herr Hertle 

 

Sanierung der Straße „Bottenbach“ 
Hier: Auswahl der Sanierungsvarianten 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Der Gemeinderat wurde zuletzt in der Sitzung am 16.11.2020 unter TOP 7 über die 
Angelegenheit ausführlich informiert. Das Ingenieurbüro Zink (IBZ) hatte zusammen 
mit Verwaltung und Bauhof den Zustand und den Sanierungsbedarf der Straße „Bot-
tenbach“ zwischen Bellenwaldstraße und Heiligenreute bewertet und die Kosten für 
eine abschnittsweise Sanierung mit unterschiedlichen Varianten ermittelt. Die Straße 
wurde dazu in sechs Sanierungsabschnitte eingeteilt, da sich diese in Ausbaustandard 
und Ausbauzustand z.T. erheblich unterscheiden (siehe Anlage 1).  
 
Auf Wunsch des Gemeinderats fand am 26.01.2021 ein Vor-Ort-Termin mit den Mit-
gliedern des Gemeinderats, Vertretern der Verwaltung, des Bauhofs und von IBZ statt. 
Auf dieser Grundlage hat IBZ die bisherige Aufstellung inkl. Kostenschätzung um eine 
neue Variante 5 (Einbau einer 6 cm starken Asphalttragdeckschicht im Hochein-
bau) ergänzt (Siehe Anlage 2). Die Vor- und Nachteile der verschiedenen Ausfüh-
rungsarten wurden bei der Besprechung erörtert (u.a. Gewährleistung, Rissbildung 
beim Überteeren der Rinnenplatten etc.).  
 
Die von IBZ empfohlene Ausbauvariante für die einzelnen Abschnitte ist jeweils farb-
lich hinterlegt. Als dringlichste Abschnitte sieht IBZ die Sanierung der Abschnitte 2 und 
5 an. Naheliegend ist wie vor Ort besprochen, den Abschnitt 1 bei Ausführung des 
Abschnitts 2 gleich mit in Angriff zu nehmen. Die Kosten für die Sanierung der drei 
genannten Abschnitte im Vollausbau belaufen sich auf ca. 148.000 Euro zzgl. Ingeni-
eurhonorar. Bei der neuen Variante 5 ergeben sich Einsparungen in Höhe von insge-
samt 14.000 Euro bzw. 9,5% im Vergleich zum Vollausbau. Im Einzelnen sind dies in: 
 Abschnitt 1:  2.000 Euro (6,5%);  
 Abschnitt 2:  8.000 Euro (10,3%),  
 Abschnitt 5:  4.000 Euro (10,3%).  
 
Vom Gemeinderat ist nun festzulegen ob und mit welchen Varianten die Sanierung der 
drei Teilabschnitte der Straße in Angriff genommen werden soll. Angesichts der gerin-
gen Kostendifferenz zwischen Variante 5 und Vollausbau spricht sich die Verwaltung 
aus den zuvor genannten Gründen für einen Vollausbau aus. Im Haushalt 2021 sind 
für die Maßnahme bislang allerdings keine Mittel eingestellt. Sollte eine Ausführung 
noch in diesem Jahr gewünscht sein, würde ein Nachtragshaushalt erforderlich.  
 
Des Weiteren hat IBZ für evtl. gewünschte bzw. erforderliche punktuelle Instandhal-
tungsarbeiten in den restlichen Abschnitten einen Quadratmeterpreis ermittelt. Dieser 
Bedarf kann allerdings erst im Frühjahr genauer benannt werden.  
 

 
  



 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Abschnitte 1, 2 und 5 im Vollausbau zu sanie-
ren und die dafür benötigten Haushaltsmittel für 2022 bereitzustellen. 
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     

 





Projekt Nr. 2019-143

Gemeinde Berghaupten

Sanierung des Bottenbacher Weges

Kostenschätzung - Sanierungsvariante

Vollausbau

Bruttobetrag Variante 1 Variante 2 Variante 3 Variante 5 Variante 4

Abschnitt 

Nr.
Länge Einbau 4 cm ADS

Einbau 4 cm ADS

 einschl. Rinne

Fräsen bis 2cm

Einbau 3,5 cm ADS

Einbau 6 cm ATDS

 einschl. Rinne
Einbau 10 cm ATDS

1 110 m 23.000 € 24.000 € 27.000 € 29.000 € 31.000 €

2 270 m 50.000 € 52.000 € 62.000 € 70.000 € 78.000 €

3 795 m 103.000 € 106.000 € 146.000 € 156.000 € 235.000 €

4 210 m 43.000 € 43.000 € 67.000 € 70.000 € 71.000 €

5 140 m 21.000 € 21.000 € 29.000 € 35.000 € 39.000 €

6 445 m 54.000 € 54.000 € 79.000 € 86.000 € 130.000 €

Sanierungsvorschlag

Instandhaltungsarbeiten: 

Oberflächenbehandlung mit einfacher Abstreurung: ca. 5 €/m²
Sanierung der Schadstellen: ca. 75 €/m² Offenburg, 02.02.2021 Stei-Cl   

Sanierung durch Hocheinbau mit Teilausbau

P:\2019\2019-143\Allgemein\01_Berechnungen\Kostenschätzung_2021



Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 6 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
625.0 / Frau Lienhard 

 

Bildung „Gemeinsamer Gutachterausschuss Offenburg-Kinzigtal“ 

 

Sachverhalt und Begründung:  
 
In der nichtöffentlichen Gemeinderatssitzung am 20.05.2019 hat die Verwaltung be-
reits den Gemeinderat über die zukünftige Aufgabenerledigung im Gutachteraus-
schusswesen informiert. 
 
Beschluss des Gemeinderates war damals, dass die Gemeinde Berghaupten gegen-
über dem Sprengel Kinzigtal die Absicht erklärt, die Aufgaben des Gutachterausschus-
ses an die Stadt Offenburg zu übertragen. In der Sprengelsitzung der Bürgermeister/-
innen am 19.10.2020 signalisierten alle 17 Kinzigtal-Kommunen ihr Interesse, dem ge-
meinsamen Gutachterausschuss Offenburg beizutreten. Bis Ende des Jahres 2020 
wurde die Ist-Situation in den Kommunen von der Geschäftsstelle des gemeinsamen 
Gutachterausschusses Offenburg abgefragt.  
 
Bei der Finanzierung der Kosten der Personal- und Sachaufwendungen für die Ge-
schäftsstelle des zukünftigen gemeinsamen Gutachterausschusses Offenburg-Kinzig-
tal kann aus der heutigen tatsächlichen Kostensituation, die für die Tätigkeit des ge-
meinsamen Gutachterausschusses Offenburg vorhanden ist, auf die erweiterte Zu-
ständigkeit grob hochgerechnet werden.  
 
Durch die Übernahme der zusätzlichen Aufgaben für die abgebenden 17 Kinzigtal-
Kommunen muss die bestehende Geschäftsstelle zwangsläufig personell verstärkt 
werden. Damit die hierdurch entstehenden Mehrkosten nicht einseitig getragen wer-
den, ist eine möglichst genaue Ermittlung und transparente Verteilung der entstehen-
den Kosten erforderlich. Als Verteilerschlüssel soll, wie in vielen anderen Kommunen, 
welche derzeit an einem Zusammenschluss arbeiten, das Verhältnis der Einwohner-
zahl herangezogen werden.  
 
Nach Auswertungen aus einer Umfrage des Städtetags bei Städten, bei denen die 
Aufgaben nach dem BauGB voll erfüllt werden sowie nach Personalbedarfsberech-
nungen ist eine sachgerechte und vollständige Aufgabenerfüllung bei 0,3 bis 0,5 Stel-
len je 10.000 Einwohner gegeben. Die Hinzunahme der 17 Kinzigtal-Kommunen mit 
zusammen rund 70.000 Einwohnern würde nach der Städtetagserhebung einen Stel-
lenmehrbedarf zwischen 2,1 und 3,5 Stellen, im Mittel 2,8 Stellen, bedeuten. 
 
Den jährlichen Kosten für Personal, Sach- und Arbeitsplatzaufwand sowie der Ent-
schädigung der ehrenamtlichen Gutachter werden die Gebühreneinnahmen gegen-
übergestellt. Der resultierende Fehlbetrag wird dann einwohnerproportional von den 
im gemeinsamen Gutachterausschuss Offenburg-Kinzigtal vertretenen Kommunen 
getragen.  
 



Einmalige Aufwendungen, die zur Datenübernahme in das Geoinformationssystem 
des Gutachterausschusses entstehen, werden individuell mit jeder Kommune verrech-
net, da diese Aufwendungen je nach der dortigen Ist-Situation sehr individuell sein 
können. 
 
Es ist vorgesehen, noch dieses Jahr eine Vereinbarung zur Aufgabenübertragung auf 
den gemeinsamen Gutachterausschuss Offenburg-Kinzigtal auszuarbeiten, den jewei-
ligen Gremien zum Beschluss vorzulegen und vom Regierungspräsidium genehmigen 
zu lassen. 
 
In einem weiteren Schritt sind die notwendigen Personalressourcen aufzubauen und 
zu schulen, die Daten der Kinzigtal-Kommunen in das Geoinformationssystem des 
Gutachterausschusses zu übernehmen sowie die Kaufpreissammlung aufzubauen. 
 
Bei einem optimalen Verlauf können die bestehenden Gutachterausschüsse der Kin-
zigtal-Kommunen bis zum Juli 2023 aufgelöst und die Aufgaben des Gutachteraus-
schusswesens vom gemeinsamen Gutachterausschuss Offenburg-Kinzigtal wahrge-
nommen werden.  
 
Die Kosten eines Zusammenschlusses werden im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung ermittelt und festgelegt.  
 

 

Beschlussvorschlag:  
 
Der Gemeinderat beschließt den Beitritt der Gemeinde Berghaupten zum ge-
meinsamen Gutachterausschuss „Offenburg-Kinzigtal“ bei der Stadt Offenburg. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die hierzu notwendigen Schritte für den Beitritt 
der Gemeinde Berghaupten zum gemeinsamen Gutachterausschuss „Offen-
burg-Kinzigtal“ bei der Stadt Offenburg einzuleiten, die entsprechenden Haus-
haltsansätze für einen Beitritt zum 01.07.2023 einzuplanen und dem Gemeinde-
rat die nötige öffentlich-rechtliche Vereinbarung zum Beitritt der Gemeinde 
Berghaupten zum gemeinsamen Gutachterausschuss „Offenburg-Kinzigtal“ bei 
der Stadt Offenburg zum 01.07.2023 zur endgültigen und verbindlichen Be-
schlussfassung vorzulegen. 
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
  



 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  

 

 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     

 





Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 7 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
106.41, 106.3 / Herr Clever 

 

Lärmproblematik B 33 und Fortschreibung des Lärmaktionsplans 
Hier: Sachstandsbericht und weiteres Vorgehen 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
In der Sitzung am 15. Dezember 2020 hatte ein Bürger unter dem Tagesordnungs-
punkt „Fragen der Einwohner zu Gemeindeangelegenheiten“ Gemeinderat und Ver-
waltung aufgefordert, etwas gegen die Lärmbelastung, die seit dem dreispurigen Aus-
bau von der B 33 ausgehen würde, zu unternehmen und trug hierzu einige Punkte vor: 
Die bei der Planfeststellung gemachten Berechnungen zum Lärmschutz müssten nun 
durch Messungen ergänzt, die Ursachen der zusätzlichen Lärmbelästigungen ermittelt 
und zusätzliche Lärmschutzmaßnahmen getroffen bzw. bereits zugesagte Pflanzun-
gen verwirklicht werden. Der Vorsitzende bat um schriftliche Vorlage der Anregungen 
und sagte zu, in der Angelegenheit auf das Regierungspräsidium Freiburg (RPF) zu-
zugehen. Unmittelbar nach Erhalt setzte sich dieser mit Joachim Lucht vom Referat 
24 „Recht und Planfeststellung“ in Verbindung und bat diesen um eine Stellungnahme 
(Anlage 1). Die Verwaltung hat sich daraufhin mit dem Ingenieurbüro Fichtner aus 
Freiburg darüber ausgetauscht, welche Ansatzpunkte sich für die Gemeinde bieten, 
die Situation trotz der plausiblen Stellungnahme des RPF zu verbessern und nach in-
tensiven Überlegungen einen Auftrag erteilt, die schalltechnische Untersuchung, die 
wesentlicher Bestandteil der Planfeststellung war, durch Fichtner prüfen zu lassen (An-
lage 2). Der einzige Ansatzpunkt, der sich aus der Stellungnahme ergab, war der auf 
den ersten Blick nicht nachzuvollziehende Abzug von 2 db(A) im Vergleich zum Refe-
renzbelag. Auch hierzu wurde das RPF um Erklärung gebeten und legte dar, dass der 
Abzug aufgrund Einbaus eines speziellen Asphaltbetons rechtmäßig sei (Anlage 3). 
Diese Aussage wurde auch von Fichtner zwischenzeitlich bestätigt.  
Nach Einschätzung des Ingenieurbüros Fichtner lägen die Werte, die im Rahmen der 
schalltechnischen Untersuchung berechnet worden seien, noch deutlich unter den Ist-
Werten. So würde der aktuelle Schwerlastverkehr in der Berechnung mit 20 Prozent 
berücksichtigt, wobei er in der Realität nur etwa 8 bis 9 Prozent des Verkehrsaufkom-
mens ausmache. Auch die Entfernung zwischen B 33 und Wohnbebauung sei aus 
Sicht des Ingenieurbüros ausreichend, eine Überschreitung der berechneten Werte 
würde sich anhand einer Messung sicher nicht bestätigen lassen. Eine Schallpegel-
messung diene überdies lediglich der Information, biete jedoch keine Grundlage, die 
Festsetzungen im Planfeststellungsbeschluss anzufechten, da die Berechnungen 
rechtlich nicht nur zulässig, sondern nach Verkehrslärmschutzverordnung (16. BIm-
SchV) ausdrücklich vorgeschrieben seien.  
 
Vorschlag der Verwaltung war, vonseiten der Gemeinde eine Lärmpegelmessung zu 
beauftragen. Hierzu wurde zwischenzeitlich auch ein Angebot eingeholt, welches Ge-
genstand der heutigen Beratung ist (Anlage 4). Die Kosten für eine einwöchige Mes-
sung belaufen sich für die Leistungserbringung nach Position 2.3 des Angebotes auf 
3.906,- Euro (netto), für eine weitere Messwoche nach Position 2.4 würden zusätzlich 
723,19 Euro (netto) anfallen. Die Verwaltung schlägt aufgrund der höheren Aussage-
kraft und Repräsentativität die Beauftragung einer zweiwöchigen Messung vor. 



Das Ingenieurbüro Fichtner ist für die Gemeinde parallel mit der Fortschreibung des 
Lärmaktionsplanes gemäß EG-Umgebungslärmrichtlinie befasst (Pflichtaufgabe). Die-
sem werden im Rahmen des regulären Verfahrens die Daten der Landesanstalt für 
Umwelt Baden-Württemberg (LUBW) von 2015 zugrunde gelegt. Aus Sicht der Ver-
waltung sollten jedoch die aktuellen Werte der LUBW herangezogen werden, um ein 
realistisches Abbild der Situation nach dem dreispurigen Ausbau der B 33 zu schaffen 
und daraus mögliche Maßnahmen abzuleiten. Unter Position 2.1 des Angebotes sind 
die durch das Ingenieurbüro zu erbringenden Leistungen (Modellerstellung/-anwen-
dung, Lärmkartierung, etc.) näher bezeichnet, der Kostenpunkt beläuft sich dabei auf 
2.770,95 Euro (netto). Diese Zusatzleistung wurde inzwischen von der Verwaltung be-
auftragt.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Beauftragung einer zweiwöchigen schalltechni-
schen Messung im Bereich der B33 gemäß vorliegendem Angebot für 4.629,19 
Euro (netto) bzw. 5.508,74 Euro (brutto). Es handelt sich hierbei um eine außer-
planmäßige Ausgabe im Bereich der Kostenstelle Sachverständigengutachten 
Umweltschutz (56000000), die durch Haushaltsmittel bei der Kostenstelle Sach-
verständigengutachten Bebauungspläne (51100010) gedeckt ist.  
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
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Projekt-Nr.: 612-2300 

Lärmaktionsplan Berghaupten 

Prüfung der schalltechnischen Untersuchung im Zuge des Ausbaus der B 33 

Sehr geehrter Herr Hertle, 

nachfolgend erhalten Sie unsere fachliche Einschätzung zur schalltechnischen Untersuchung, die im 
Zuge des dreistufigen Ausbaus der B 33 bei Berghaupten durch das Büro RS Ingenieure aus Achern 
durchgeführt wurde. 

Aufgabenstellung 

Es soll geprüft werden, ob bei der schalltechnischen Untersuchung des Büros RS Ingenieure, die zu-
letzt im Jahr 2013 aktualisiert wurde, fachliche Mängel oder zumindest Hinweise auf solche vorzufin-
den sind. Dabei wird besonders auf Mängel geachtet, die einen Einfluss auf die von RS Ingenieuren 
ermittelten Lärmschutzansprüche haben. 

Bei der Prüfung wird die angewandte Methodik in der schalltechnischen Untersuchung des Büros RS 
Ingenieure näher betrachtet. Darüber hinaus werden die Plausibilität der Ergebnisse, die immissions-
schutzrechtliche Bewertung und die daraus abgeleiteten Lärmschutzansprüche kritisch hinterfragt.  

Ein Einblick in das schalltechnische Modell der RS Ingenieure war im Zuge der Prüfung nicht möglich. 
Die Einschätzung erfolgt somit ausschließlich auf Basis der Prüfung des Berichts zur schalltechnischen 
Untersuchung. 

Es werden lediglich die für Berghaupten relevanten Berichtsteile geprüft. Eine Prüfung der für Gen-
genbach relevanten Abschnitte erfolgt nicht. 
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Inhaltliche Einschätzung der schalltechnischen Untersuchung RS Ingenieure 

Bewertungsgrundlage eines Straßenausbaus wie im vorliegenden Fall ist die Verkehrslärmschutzver-
ordnung (16. BImSchV). Die Aussage in dem Gutachten des Büros RS Ingenieure, dass ein zusätzlicher 
Fahrstreifen einer wesentlichen Änderung gemäß der 16. BImSchV entspricht, kann so der Verordnung 
entnommen werden. Somit führt eine Überschreitung der nach Gebietstypen unterschiedenen Immis-
sionsgrenzwerte des 16. BImSchV hervorgerufen durch den Ausbau der B 33 zu einem Lärmschutzan-
spruch am betroffenen Immissionsort. Diese grundsätzliche Bewertungsmethodik wurde in der Unter-
suchung der RS Ingenieure angewendet. Hierbei ist kein Mangel zu erkennen. 

An dieser Stelle wird darauf hingewiesen, dass die 16. BImSchV eine Berechnung der Beurteilungspe-
gel an den Immissionsorten fordert. Ergebnisse aus schalltechnischen Messungen sind hierbei als Be-
wertungsgrundlage nicht zulässig. Somit können im Zuge des vorliegenden Verfahrens keinerlei recht-
liche Lärmschutzansprüche auf Basis von schalltechnischen Messungen abgeleitet werden.  

Schalltechnische Messungen können hierbei lediglich einen informativen Charakter besitzen. Ein Ver-
gleich mit berechneten Werten ist jedoch nur sehr eingeschränkt möglich. Dies liegt daran, dass Be-
rechnungen durchschnittliche tägliche Verkehrsmengen über das ganze Jahr zugrunde liegen und so-
mit deutlich repräsentativer sind als die meisten Messungen, die über einen beschränkten Zeitraum 
stattfinden.  

Neben den repräsentativen Verkehrsmengen bieten modellhafte Berechnungen weitere deutliche Vor-
teile gegenüber Messungen (Berechnung an vielen Punkten gleichzeitig, keine Störgeräusche usw.), 
auf die im Rahmen dieser Stellungnahme nicht näher eingegangen wird. Es ist anzumerken, dass Be-
rechnungen des Verkehrslärms im Regelfall zu ungünstigeren Ergebnissen führen als Messungen (z. B. 
durch eine für die Anwohner grundsätzlich ungünstige Mitwindsituation bei Berechnungen). Somit 
führen Berechnungen eher zu Lärmschutzansprüchen als dies bei einer messtechnischen Erfassung der 
Fall wäre. Dies ist im Sinne des Lärmschutzes für die Anwohner.  

In der Untersuchung der RS Ingenieure wurden entsprechend den rechtlichen Vorgaben modellhafte 
schalltechnische Berechnungen durchgeführt. Hierbei liegt kein methodischer Mangel vor. 

Für die Schallausbreitungsberechnung wurde die zur Durchführung solcher Untersuchungen gängige 
Software SoundPLAN verwendet. Die Emissionsberechnungen wurden nach den Richtlinien für den 
Lärmschutz an Straßen (RLS-90) vorgenommen, die hier anzuwenden sind. Dabei wurden alle durch 
die RLS-90 vorgegebenen schalltechnischen Einflüsse berücksichtigt, die im vorliegenden Fall relevant 
waren.  

Die Schutzbedürftigkeit der Immissionsorte spielt bei der Bewertung der Lärmbelastungen eine wich-
tige Rolle. Die Schutzbedürftigkeit an den Immissionsorten wird anhand des Gebietstyps (nach 
BauNVO, z. B. Mischgebiet), in dem der jeweilige Immissionsort liegt, abgeleitet. Die jeweils anzuset-
zenden Gebietstypen wurden geltenden Bebauungsplänen entnommen. Dies entspricht einer in sol-
chen Fällen üblichen Vorgehensweise. Die Zuordnung erscheint ebenfalls plausibel. 

Die zugrunde liegende Verkehrsprognose war nicht Bestandteil der Prüfung, sodass hierzu keine de-
taillierten Aussagen möglich sind. Methodisch erscheint der herangezogene Prognosehorizont 2025 
für einen Planfeststellungsbeschluss, der 2018 gefasst wurde, recht knapp bemessen. Üblich ist eine 
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Prognose über zehn bis fünfzehn Jahre. Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass die Lärmpegel sehr un-
sensibel auf eine Änderung der Verkehrsmengen reagieren, sodass beispielsweise Änderungen der 
Verkehrsmengen um 10% lediglich zu Änderungen der Lärmbelastungen um 0,4 dB(A) führen. Ein län-
gerer Prognosehorizont hätte also voraussichtlich nur einen geringen Einfluss auf die Ergebnisse. Das 
gilt auch im Hinblick auf einen Abgleich mit amtlichen Verkehrsmengen an nahegelegenen Zählstellen 
der Straßenverkehrszentrale Baden-Württemberg. Zwar sind teilweise heute schon höhere Verkehrsbe-
lastungen auf der B 33 vorhanden, allerdings liegt der Lkw-Anteil, der wesentlich die Schallemissionen 
beeinflusst, eher bei 8 bis 9 % und nicht bei 20 %, wie es in der Untersuchung verwendet wurde. Ins-
gesamt ist somit davon auszugehen, dass mit der Verkehrsprognose die reale Schallemission eher 
überschätzt wurde. 

Die zulässige Höchstgeschwindigkeit wurde weitgehend für den Fall nach Ausbau mit 100 km/h für 
Pkw und 80 km/h für Lkw (mit Ausnahme im Bereich Tankstelle in Gengenbach, dort 80/80 km/h) an-
gesetzt. Eine höhere Geschwindigkeit als 100 km/h kann für einen 3-streifigen Straßenquerschnitt 
nicht zugelassen werden, sodass hiermit die reale Situation sicher nicht unterschätzt wird. 

Bei den Berechnungen der RS Ingenieure wurde für die Straßenoberfläche der B 33 im Bereich Berg-
hauptens ein Abschlag von 2 dB(A) im Vergleich zum Referenzbelag angesetzt. Das ist bei der Stra-
ßenkategorie und der Geschwindigkeit zwar grundsätzlich plausibel, den Unterlagen ließ sich aber 
nicht entnehmen, ob der Einsatz eines entsprechend lärmmindernden Belags tatsächlich vorgesehen 
ist bzw. im Planfeststellungsbeschluss gesichert wurde. Nach der Lärmkartierung der Landesanstalt für 
Umwelt (Stand 2015) ist im direkten Umfeld des bebauten Bereichs in Berghaupten kein Zu- oder Ab-
schlag für die Fahrbahnoberfläche zu vergeben. Eine Berechnung der Lärmeinwirkungen durch die 
B 33 würde ohne einen Abschlag für die Fahrbahnoberfläche der B 33 zu höheren Lärmbelastungen 
und in der Folge zu einem erhöhten Lärmschutzanspruch führen. Die Richtigkeit des in der Untersu-
chung der RS Ingenieure zugrunde gelegten Abschlags für die Fahrbahnoberfläche ist ggf. mit dem 
Straßenbaulastträger zu klären. 

Die festgestellten Lärmschutzansprüche sind aufgrund der Nähe der betroffenen Immissionsorte zur 
B 33 in Verbindung mit den prognostizierten Verkehrsmengen plausibel. Es ist nachvollziehbar, dass 
sich an den weiter entfernten Immissionsorten kein Lärmschutzanspruch ergibt. 

Zur Lösung der festgestellten Lärmkonflikte im Sinne der 16. BImSchV in Berghaupten wurde der Bau 
einer Lärmschutzwand durch das Büro RS Ingenieure empfohlen. Aufgrund von Rahmenbedingungen, 
die den durchgängigen Bau einer Lärmschutzwand erschweren bzw. verhindern, wurden zwei Immissi-
onsorte mit verbleibenden geringfügigen Überschreitungen der Grenzwerte identifiziert. Für diese 
Stellen wurde empfohlen den notwendigen Lärmschutz mit ergänzenden passiven Lärmschutzmaß-
nahmen zu erbringen. Die von RS Ingenieure vorgeschlagenen Lärmschutzmaßnahmen stellen geeig-
nete Mittel zur Lösung der festgestellten Lärmkonflikte dar. 
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Fazit 

Die vorgelegte schalltechnische Untersuchung für den Ausbau der B 33 wurde grundsätzlich in geeig-
neter Methodik durchgeführt und kommt zu nachvollziehbaren Ergebnissen. Zwar wurde der Progno-
sehorizont recht knapp bemessen, dafür aber ein sehr hoher Ansatz für den Lkw-Anteil gewählt. Im Er-
gebnis werden mit der Verkehrsprognose daher die real zu erwartenden Schallemissionen überschätzt. 
Kritisch zu hinterfragen ist die Verwendung eines Abschlages von 2 dB(A) im Vergleich zum Referenz-
belag, wenn keine entsprechende Festlegung zur Art der einzusetzenden Fahrbahndeckschicht getrof-
fen wurde. Dies ließ sich aus den Unterlagen nicht abschließend prüfen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Fichtner Water & Transportation GmbH 

 

 

Matthias Wollny  Attila Villanyi 
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1. VERANLASSUNG UND AUFGABENSTELLUNG 

Die Gemeinde Berghaupten stellt aktuell einen Lärmaktionsplan auf. Da die Lärmakti-
onsplanung im vereinfachten Verfahren auf Basis des Musterberichts des Verkehrsmi-
nisteriums BW erfolgen soll, ist keine eigene Modellerstellung und Berechnung der 
Lärmbelastungen durch die Bundesstraße 33 vorgesehen. Es soll eine Bewertung der 
Lärmbelastungen und der darauf aufbauenden Aktionsplanung anhand der Lärmkartie-
rung und der Belastetenstatistik der LUBW (Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg) erfolgen. 

Da die Verkehrsdaten aus der Lärmkartierung der LUBW aus dem Jahr 2015 stam-
men, sind somit Änderungen, die sich durch den Ausbau der B 33 ergeben haben, 
noch nicht in der Kartierung enthalten. Nachfolgend wird deshalb eine Erweiterung der 
Lärmaktionsplanung um eine eigene Modellierung auf Basis aktueller Daten angebo-
ten, um die veränderte Situation der Lärmbetroffenheiten abzubilden. Die ermittelten 
Ergebnisse sollen dann weiterhin anhand des Musterberichts des Landes BW zusam-
mengestellt werden. Die Leistungen aus dem ursprünglichen Angebot zum Lärmakti-
onsplan, wie z. B. Unterstützung bei der Öffentlichkeitsbeteiligung, bleiben weiterhin 
Teil der durchzuführenden Leistungen im Rahmen der Lärmaktionsplanung. 

Im Zuge des Ausbaus der B 33 wurde eine schalltechnische Untersuchung auf Basis 
der Vorgaben der 16. BImSchV durch das Büro RS Ingenieure aus Achern durchge-
führt. Vor allem die dabei angewendete Methodik der Durchführung von Berechnungen 
anstatt von Messungen wurde von Anwohnern kritisiert. Im Auftrag der Gemeinde soll-
te die Untersuchung des Büros RS Ingenieure aus fachlicher Sicht kritisch geprüft wer-
den. Dazu wurde eine schalltechnische Stellungnahme verfasst. Diese bereits durch-
geführte Leistung wird nachfolgend ebenfalls aufgeführt. 

Um die in der schalltechnischen Untersuchung des Büros RS Ingenieure berechneten 
Beurteilungspegel mit Messwerten vergleichen zu können, sollen schalltechnische 
Langzeitmessungen im Umfeld der B 33 durchgeführt werden. Nachfolgend wird als 
Grundleistung eine Messung über einen Zeitraum von einer Woche angeboten. Als 
Bedarfsleistung wird dann eine Verlängerung der Messung um je eine Woche zusätz-
lich angeboten. Somit kann der gewünschte Messzeitraum beauftragt werden. Die 
schalltechnischen Langzeitmessungen werden durch das Büro Wittstock aus Freiburg 
durchgeführt. 
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2. LEISTUNGSBESCHREIBUNG 

2.1 Lärmaktionsplan - Ergänzung schalltechnische Modellierung B 33 

 Abstimmen der Aufgabenstellung und Ortsbesichtigung 

 Erstellen eines 3-dimensionalen Schallausbreitungsmodells mit der Software 
SoundPLAN (Version 8.2, Soundplan GmbH) 

 Übernahme der digitalen Kartierungsdaten einschließlich der gebäudebezogenen 
Einwohnerdaten aus den von der Gemeinde angeforderten Daten der Landesan-
stalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz (LUBW) 

 Prüfen und ggf. Anpassen der Eingangsdaten (z. B. über aktuelle Verkehrsuntersu-
chungen, Zählungen oder aus Vermessungsdaten) 

 Erstellen einer auf die Gemeinde Berghaupten bezogenen Lärmkartierung auf Ba-
sis der angepassten Daten nach den Vorgaben der 34. BImSchV für die Bundes-
straße 33 

 Erstellen einer Betroffenheitsanalyse nach den Vorgaben der Vorläufigen Berech-
nungsmethode zur Ermittlung der Belastetenzahlen durch Umgebungslärm (VBEB) 

 Erstellen von Gebäudelärmkarten nach der Methodik der Richtlinien für den Lärm-
schutz an Straßen (RLS-90) zur Ermittlung der Umsetzbarkeit von Maßnahmen 
nach geltenden rechtlichen Bestimmungen 

 Integrieren der Ergebnisse in den Kurzbericht zum Lärmaktionsplan 

 Erstellen der erforderlichen Anlagen (1-fach farbig auf Papier sowie digital als PDF-
Datei) 

2.2 Stellungnahme zu schalltechnischer Untersuchung Ausbau B 33 

 Kritische Prüfung des Berichts des Büros RS Ingenieure zur schalltechnischen Un-
tersuchung im Zuge des 3-streifigen Ausbaus der B 33 bei Berghaupten  

 Erstellen einer schalltechnischen Stellungnahme mit einer fachlichen Einschätzung 
zur schalltechnischen Untersuchung des Büros RS Ingenieure 
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2.3 Schalltechnische Messung im Umfeld der B 33 - 1 Woche 

Im Einzelnen werden folgende Leistungen erbracht: 

 Abstimmen geeigneter Messorte und –termine (auf privaten Grundstücken, z. B. 
bei Anwohnern) 

 Durchführen von schalltechnischen Messungen 

o an einem Messort (Wechsel des Messstandorts möglich) 

o über einen Zeitraum von einer Woche 

o mit einem kalibrierten Messgerät der Genauigkeitsklasse 1 

 Dokumentieren der Messdaten 

 Auswerten der Ergebnisse  

 Zur Verfügung stellen der Audiodateien im Netz 

 Verfassen einer Stellungnahme zu den Messergebnissen 

2.4 Bedarfsleistung – 1 zusätzliche Messwoche 

 Verlängerung der Messdauer um eine Woche und Erbringung der Leistungen ana-
log zu Punkt 2.3 (Wechsel des Messstandorts möglich) 

 Einarbeiten der zusätzlichen Messergebnisse in die Stellungnahme 

2.5 Bedarfsleistung – Projektwebsite 

 Zugang per Link zu einer Projektwebsite mit laufender Dokumentation der schall-
technischen Messungen 

2.6 Bedarfsleistung – Vorstellung im Gemeinderat 

 Präsentation der Ergebnisse der schalltechnischen Messungen in einer Sitzung 
des Gemeinderats und Beantwortung von Fragen 
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3. PROJEKTORGANISATION 

3.1 Terminliche Abwicklung 

Mit der Aufnahme der Bearbeitung des Punktes 2.1 werden wir in Abstimmung mit 
Ihnen mit einem Vorlauf von 8 Wochen nach Auftragserteilung beginnen. Für die Bear-
beitung von Punkt 2 schätzen wir eine Bearbeitungsdauer von ca. 4 Wochen ab. 

Die Stellungnahme zur schalltechnischen Untersuchung im Rahmen des Ausbaus der 
B 33 wurde bereits erstellt. 

Sollte die Durchführung schalltechnischer Messungen (siehe Punkt 2.3) gewünscht 
sein, können diese voraussichtlich erst in einigen Monaten durchgeführt werden. Auf-
grund der aktuellen Situation im Zusammenhang mit der COVID19-Pandemie können 
schalltechnische Messungen zurzeit keine belastbaren Daten liefern. Die Schließung 
von Handels- und Dienstleistungseinrichtungen sowie die Arbeit im Homeoffice beein-
flussen das Verkehrsgeschehen maßgeblich. Es wird davon ausgegangen, dass 
schalltechnische Messungen frühestens im April durchgeführt werden können. 

3.2 Struktur des Projektteams 

Die Projektleitung wird entsprechend dem bestehenden Auftrag unverändert von Herrn 
Dipl.-Ing. Attila Villanyi übernommen.  

Die schalltechnischen Messungen werden durch das Ingenieurbüro Wittstock, Sulz-
burger Str. 1, 79114 Freiburg durchgeführt. 

3.3 Mitwirkungsleistungen des Auftraggebers 

Im Rahmen der Durchführung des Projektes unterstützt der Auftraggeber das Vorha-
ben im Sinne einer projektbegleitenden Tätigkeit durch folgende Leistungen: 

 Benennung eines Verantwortlichen, mit dem Absprachen und Einzelbedingungen 
verbindlich abgestimmt werden. 

 Rechtzeitige und vollständige Bereitstellung, ggf. Erläuterung aller Informationen, 
Daten und Unterlagen, die zur Projektbearbeitung notwendig sind.  

 Möglichst kurzfristige Bearbeitung und Entscheidung der von FWT gestellten Fra-
gen, die sich im Zuge der Bearbeitung ergeben und die ausschließlich in Ihrem Zu-
ständigkeitsbereich liegen. 
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4. VERGÜTUNGS- UND ZAHLUNGSBEDINGUNGEN 

4.1 Vergütung der angebotenen Leistungen - Modellierung 

Die Honorarermittlung für die unter Position 2.1 beschriebenen Leistungen haben wir 
auf Grundlage einer Zeitaufwandsabschätzung vorgenommen. 

Nettohonorar Pos. 2.1  pauschal 2.639,00 Euro 

+ Nebenkosten 5 %  pauschal 131,95 Euro 

Nettohonorarsumme  pauschal 2.770,95 Euro 
 

zzgl. der zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung gesetzlichen Mehrwertsteuer 

4.2 Vergütung der angebotenen Leistungen - Stellungnahme Ausbau B 33 

Die Honorarermittlung für die unter Position 2.2 beschriebenen Leistungen haben wir 
auf Grundlage einer Zeitaufwandsabschätzung vorgenommen. 

Nettohonorar Pos. 2.2  pauschal 836,00 Euro 

+ Nebenkosten 5 %  pauschal 41,80 Euro 

Nettohonorarsumme  pauschal 877,80 Euro 
 

zzgl. der zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung gesetzlichen Mehrwertsteuer 

4.3 Vergütung der angebotenen Leistungen - Messung 1 Woche 

Die Honorarermittlung für die unter Position 2.3 beschriebenen Leistungen haben wir 
auf Grundlage einer Zeitaufwandsabschätzung vorgenommen. 

Nettohonorar Pos. 2.3  pauschal 3.720,00 Euro 

+ Nebenkosten 5 %  pauschal 186,00 Euro 

Nettohonorarsumme  pauschal 3.906,00 Euro 
 

zzgl. der zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung gesetzlichen Mehrwertsteuer 
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4.4 Vergütung der angebotenen Bedarfsleistungen - zusätzliche Messwoche 

Die Honorarermittlung für die unter Position 2.4 beschriebenen Leistungen haben wir 
auf Grundlage einer Zeitaufwandsabschätzung vorgenommen. 

Nettohonorar Pos. 2.4  pauschal 688,75 Euro 

+ Nebenkosten 5 %  pauschal 34,44 Euro 

Nettohonorarsumme  pauschal 723,19 Euro 
 

zzgl. der zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung gesetzlichen Mehrwertsteuer 

4.5 Vergütung der angebotenen Bedarfsleistungen - Projektwebsite 

Die Honorarermittlung für die unter Position 2.5 beschriebenen Leistungen haben wir 
auf Grundlage einer Zeitaufwandsabschätzung vorgenommen. 

Nettohonorar Pos. 2.5  pauschal 937,50 Euro 

+ Nebenkosten 5 %  pauschal 46,88 Euro 

Nettohonorarsumme  pauschal 984,38 Euro 
 

zzgl. der zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung gesetzlichen Mehrwertsteuer 

4.6 Vergütung der angebotenen Bedarfsleistungen –Gemeinderatssitzung 

Die Honorarermittlung für die unter Position 2.6 beschriebenen Leistungen haben wir 
auf Grundlage einer Zeitaufwandsabschätzung vorgenommen. 

Nettohonorar Pos. 2.6  pauschal 826,00 Euro 

+ Nebenkosten 5 %  pauschal 41,30 Euro 

Nettohonorarsumme  pauschal 867,30 Euro 
 

zzgl. der zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung gesetzlichen Mehrwertsteuer 

4.7 Besondere Leistungen auf Nachweis 

Werden bei Bedarf zusätzliche Leistungen des Auftragnehmers erforderlich, die nicht 
in den bereits aufgeführten Leistungen enthalten sind, so werden diese nach dem aus-
gewiesenen Zeitbedarf auf Grundlage der Preisliste für Dienstleistungen der Fichtner 
Water & Transportation GmbH angeboten und abgerechnet (siehe Anlage). 
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4.8 Zahlungsbedingungen 

Die erbrachten Leistungen werden entsprechend des Leistungsstandes bzw. in regel-
mäßigen Zeiträumen unter Beifügung der entsprechenden Dokumentation in Rech-
nung gestellt. 

Die jeweiligen Rechnungen werden zuzüglich der derzeit in Deutschland geltenden 
Mehrwertsteuer gestellt. Alle Zahlungen werden 15 Tage nach Zahlungsanforderung 
bzw. Rechnungslegung ohne Abzug fällig. 

5. GEWÄHRLEISTUNG UND HAFTUNG 

5.1 Gewährleistung 

Im Rahmen der ingenieurtechnischen Bearbeitung des Projektes gemäß diesem An-
gebot übernehmen wir die Gewähr: 

 für die sorgfältige, vollständige, fach- und termingerechte Bearbeitung, gemäß dem 
Stand der Technik z. Z. der Auftragserteilung, 

 für die vertrauliche Behandlung aller erhaltenen Informationen, Daten und Unterla-
gen sowie der erarbeiteten Ergebnisse, 

 für eine von Lieferung und Montage sowie von den Interessen Dritter in jeder Hin-
sicht unabhängige Bearbeitung, die ausschließlich die optimale Lösung der gestell-
ten Aufgabe zum Ziel hat. 

Die Gewährleistungsdauer beträgt sechs Monate und beginnt nach Abschluss der von 
FWT zu erbringenden Leistungen. 

5.2 Haftung 

FWT haftet für den nachweislich von FWT schuldhaft verursachten Schaden. Die Haf-
tung beschränkt sich auf den Ersatz des unmittelbaren Schadens und ist im Rahmen 
der abgeschlossenen Haftpflichtversicherung auf die Höhe des Bearbeitungshonorars 
begrenzt. 

Die Haftungsbegrenzung ist nicht wirksam bei Schäden, verursacht durch Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit. Weitergehende Schadensansprüche, gleich aus welchem 
Rechtsgrund, sind ausgeschlossen. FWT haftet nicht für mittelbare Schäden und/oder 
Folgeschäden sowie für entgangenen Gewinn, Produktionsausfall oder ähnliche Fol-
gen. 

Die Haftungsdauer beginnt nach Abschluss der Leistungen von FWT und endet sechs 
Monate danach. 
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Anlage 

 Preisliste für Dienstleistungen der 

Fichtner Water & Transportation GmbH 

 



PREISLISTE FÜR DIENSTLEISTUNGEN 
Büro Freiburg 

gültig ab 01.01.2019 

Stundensätze Projektbearbeitung I Planung 

Bereichsleitertin I Abteilungsleitertin 

Projektleitertin 

Projektingenieurtin 

Projektbearbeitertin 
(Landschaftsplanung, Geoökologie, Geologie, Geophysik, 
Geographie, Hydrologie, Biologie etc.) 

Techniker/in I Konstrukteur/in I Technische/r Zeichner/in 

Stundensätze Beratungsleistungen 

Öffentlich vereidigte/r Sachverständige/r 

Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator/in 

Senior Berater/in 

Stundensätze Zusatzleistungen 

Messtrupp 2 Personen inkl. Geräte I Kfz 

Messtrupp 3 Personen inkl. Geräte I Kfz 

Probenehmer/in 

Sonstige Leistungen 

Vermessungsfahrzeug, je km 

Pkw, je km 

Farbplots - AO, je Stück 
- A1, je Stück 
- A2, je Stück 

Kopien - A4, farbig, je Stück 
- A3, farbig, je Stück 
- A4, s/w, je Stück 
- A3, s/w, je Stück 

r & Transportalion G(.bH� \\-� 

�� 

FICHTNER 
WATER & TRANSPORTATION 

Euro (ohne MwSt.) 

110,00 

85,00 

79,00 

79,00 

60,00 

110,00 

85,00 

110,00 

120,00 

170,00 

59,00 

1,20 

0,50 

13,80 
7,20 
5,40 

0,20 
0,30 
0,10 
0,15 

0:\200 Organisation\210 Allgemein\Verrechnungssaetze\FWT Preislisten lnland\Preise_2019_FWT Freiburg.doc 
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Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 8 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
020.05 / Herr Hertle 

 
Änderung der Hauptsatzung 
Hier: Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen für die Durchführung von Ge-
meinderatssitzungen ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder („Online-
Sitzungen“) 

 
Sachverhalt und Begründung: 
 
Die Hauptsatzung (siehe Anlage 1) wurde zuletzt mit GR-Beschluss vom 20.05.2019 
aktualisiert und dabei neu gefasst.  
 
Mit einer Änderung der Gemeindeordnung im Mai 2020 im Zusammenhang mit der 
Corona-Pandemie wurde § 37a GemO eingefügt, um den kommunalen Gremien unter 
bestimmten Voraussetzungen Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit im Sitzungs-
raum zu ermöglichen. Somit obliegt dem Gemeinderat die grundsätzliche Frage, ob 
das Format Videositzung künftig überhaupt zum Einsatz kommt; die jeweilige Ent-
scheidung, ob eine Sitzung im Einzelfall in Form einer Videositzung stattfindet bzw. die 
Voraussetzungen des § 37a GemO gegeben sind, trifft der Bürgermeister im Rahmen 
seiner Einberufungskompetenz. Im Übrigen wird auf die als Anlage 2 beigefügte Info 
des Gemeindetags vom 07.12.2020 verwiesen. Damit in Zukunft bei Bedarf Sitzungen 
auch ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder des Gemeinderats im Sitzungs-
raum durchgeführt werden können, muss die Hauptsatzung um einen neuen § 3a er-
gänzt werden.  
 
Darüber hinaus soll die bisherige Reglung in § 5 Abs. 2, Ziffer 2.3 auf Anregung des 
Landratsamtes Ortenaukreis, Kommunalamt, hinsichtlich der Art der „Einbeziehung“ 
des Gemeinderats bei der Einstellung von ständig Beschäftigten konkretisiert werden. 
Die Verwaltung schlägt daher vor, den zweiten Halbsatz wie folgt zu formulieren: „bei 
der Einstellung von ständig Beschäftigten entscheidet der Gemeinderat“. 
 
Die sonstigen Hauptsatzungsregelungen behalten weiterhin unverändert ihre Gültig-
keit. 
 
Es wird daher vorgeschlagen, die als Anlage 3 beigefügte Änderungssatzung zu be-
schließen.  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt der vorgelegten Änderungssatzung zu.  
 

 
  



 
Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 

 
Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  
Grund:  
 
 

 
Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 
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Videositzungen des Gemeinderats u.A. nach § 37a GemO

Vorschlag für eine Hauptsatzungsregelung  

Az. 020.01, 020.05, 022.0, 504.15

Versandtag 23.11.2020

INFO 0787/2020

Mit  einer Änderung der  Gemeindeordnung  im  Mai  2020  wurde §  37a  GemO  eingefügt,  um  den
kommunalen Gremien unter bestimmten Voraussetzungen Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit
im Sitzungsraum zu ermöglichen. Der Gemeindetag hat in der BM/OB-Info vom 7. Mai 2020 und 22.
Mai 2020 dazu grundsätzlich informiert. Der Gesetzesbeschluss des Landtags vom 7. Mai 2020 liegt
nochmals zur Information bei (Anhang); die Veröffentlichung ist im Gesetzblatt vom 12. Mai 2020, Nr.
13, Seite 259 ff erfolgt.

Aufgrund  bestehender gesetzlicher Verweisungen finden die Vorschriften des § 37a GemO auch für
Sitzungen  der  beschließenden,  der  beratenden  Ausschüssen,  ggf.  der  Ortschaftsräte  und  der
Bezirksbeiräte Anwendung.

I. Ab 1. Januar 2021 wird Hauptsatzungsregelung erforderlich

Die dauerhafte Zulassung des Verfahrens nach § 37a GemO erfordert grundsätzlich eine Regelung in
der Hauptsatzung der Kommune. Für eine Übergangszeit  vom Inkrafttreten  der Neuregelung am 13.
Mai 2020 bis 31. Dez. 2020 war/ist keine Hauptsatzungsregelung erforderlich (§ 37a Abs. 3 GemO).
Dies  ändert  sich  jedoch  mit  Beginn  des  nächsten  Jahres.   Videositzungen,  die  ab  1.1.2021
durchgeführt  werden sollen, müssen durch eine entsprechende Hauptsatzungsregelung  abgesichert
sein.  Andernfalls  wäre das  Format  dann nicht  (mehr)  möglich.  Somit  obliegt  dem Gemeinderat  die
grundsätzliche Frage, ob das Format Videositzung künftig überhaupt zum Einsatz kommt; die jeweilige
Entscheidung,  ob  eine  Sitzung  im  Einzelfall  in  Form  einer  Videositzung  stattfindet  bzw.  die
Voraussetzungen  des  §  37a  GemO  gegeben  sind,  trifft  der  Bürgermeister  im  Rahmen  seiner
Einberufungskompetenz.

Der  Gemeindetag  schlägt  den  Mitgliedsstädten  und  -gemeinden  folgende,  mit  dem
Innenministerium abgestimmte Formulierung für die Hauptsatzung vor:  

Alle Gt-infos sind ausschließlich für den internen Gebrauch durch die Mitglieder bestimmt.
Weitergabe ist nur mit Zustimmung des Gemeindetags zulässig.

Herausgeber: Gemeindetag Baden-Württemberg  | Panoramastr. 31 | 70174 Stuttgart
Telefon: +49 711/22572-0 | Telefax: +49 711/22572-47 | gt-info@gemeindetag-bw.de | www.gemeindetag-bw.de
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§ …. 1)

Durchführung von Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum

Der Bürgermeister kann Sitzungen des Gemeinderats ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im
Sitzungsraum in  Form von Videokonferenzen  einberufen.  Die  Voraussetzungen  für  die  Einberufung
und die Durchführung dieser Sitzungen richtet sich nach den Bestimmungen des § 37a Abs. 1 und 2
Gemeindeordnung.
Für  Sitzungen  der  beratenden  /  beschließenden  Ausschüsse  des  Gemeinderats  sowie  der
Ortschaftsräte / der Bezirksbeiräte gelten diese Regelungen entsprechend. 2)

3)

Erläuterungen zum Textvorschlag

1) Vorschlag  als  neuer  §  3a  im  Abschnitt  II  „Gemeinderat“  (wenn  das  Hauptsatzungsmuster  des
Gemeindetags verwendet wurde).

2) Formulierung bitte entsprechend der örtlich eingerichteten Gremien anpassen.
3) Für  die  Durchführung  einer  Videositzung  sind  ggf.  bestimmte  Geschäftsordnungsregelungen

erforderlich,  die  der  Besonderheit  einer  nicht  körperlichen  Anwesenheit  der  Gemeinderäte  und
dem  Einsatz  von  Technik  Rechnung  tragen.  Im  Einzelnen  sind  solche  Regelungen  letztendlich
auch davon abhängig, welches Konferenzsystem mit welchen Funktionen der Sitzungstechnik zum
Einsatz kommt. Mit der Beratung und Beschlussfassung per Videositzung wird Neuland betreten,
so  dass  sich  in  der  praktischen  Anwendung  auch  noch  die  eine  oder  andere  Fragestellung
ergeben  wird.  Dies  gilt  auch  für  die  Frage,  ob  und  welche  Geschäftsordnungsbeschlüsse  des
Gremiums  im  Einzelfall  angezeigt  sind  (z.B.  Regelung  des  Rederechts,  zur  Überprüfung  der
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit, Form der Stimmabgabe, Feststellung der erforderlichen
Beschlussmehrheiten).

II. Weitere Hinweise zur Durchführung von Sitzungen in Form von Videokonferenzen

1. Wegen Einzelheiten zur Zulässigkeit von Videositzungen und zu den Vorgaben des § 37a GemO
wird auf  die Hinweise des Innenministeriums  vom 20.  Mai 2020 verwiesen (Anhang).  Außerdem
wird in diesem Zusammenhang ergänzend auf die in den Hinweisen dargelegten Möglichkeiten der
Absage,  Verschiebung  und  Reduzierung  von  Sitzungen  sowie  auf  die  Ausführungen  zu
Notfallsitzung und Eilentscheidung hingewiesen.

2. Die  Vorschriften  der  Gemeindeordnung  gehen  von  einer  persönlichen  Anwesenheit  der
Gemeinderatsmitglieder  in einem Sitzungsraum aus.  Daran hat sich durch die Neuregelung in §
37a GemO im Grundsatz auch nichts geändert.

3. Mit dem neuen § 37a GemO wurde in Abweichung vom Regelfall die Möglichkeit geschaffen, dass
notwendige  Sitzungen  des Gemeinderats  ohne Präsenz in  Form  einer  Videokonferenz  oder  auf
vergleichbare Weise durchgeführt werden können, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.

Alle Gt-infos sind ausschließlich für den internen Gebrauch durch die Mitglieder bestimmt.
Weitergabe ist nur mit Zustimmung des Gemeindetags zulässig.

Herausgeber: Gemeindetag Baden-Württemberg  | Panoramastr. 31 | 70174 Stuttgart
Telefon: +49 711/22572-0 | Telefax: +49 711/22572-47 | gt-info@gemeindetag-bw.de | www.gemeindetag-bw.de
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4. §  37a  GemO  regelt  zwei  Fallgruppen  für  die  mögliche  Durchführung  von  Videositzungen:
:
a) Bei Gegenständen einfacher Art. Dabei handelt es sich um die gleichen Gegenstände über die
nach  §  37  Abs.  1  Satz  2  GemO  auch  im  Wege  der  Offenlegung  oder  im  schriftlichen  oder
elektronischen  Verfahren  beschlossen  werden  könnte.  Was  unter  dem  Begriff
„Beratungsgegenstände  einfacher  Art“  unter  Berücksichtigung  der  aktuellen  Situation  zu
verstehen sein  kann  bzw.  was  von der  Rechtsaufsichtsbehörde  toleriert  werden  kann,  führt  das
Innenministerium  unter Ziff.  III.4 der Hinweise aus.  Mit der Regelung  in § 37a GemO ist mit der
Videositzung  eine  zusätzliche,  gleichrangige  Möglichkeit  für  die  Herbeiführung  einer
Beschlussfassung  über  Gegenstände  einfacher  Art  eröffnet  worden.  Dies  bedeutet,  dass  bei
Gegenständen  einfacher  Art  nunmehr  drei  Alternativen  möglich  sind:  eine Präsenzsitzung,  eine
Videositzung oder das schriftliche Verfahren bzw. elektronische Verfahren nach § 37 Abs. 1 Satz 2
GemO.  Die  Festlegung,  welche  Alternative  gewählt  wird,  obliegt  dem  Vorsitzenden  des
Gemeinderats. Die Regelung des § 37 Abs. 1 Satz 2 GemO wonach Beschlüsse nicht  zustande
kommen,  wenn  ein  Ratsmitglied  widerspricht,  gilt  für  Videositzungen  nicht.  Es  gilt  vielmehr  die
einfache Abstimmungsmehrheit nach § 37 Abs. 6 GemO.

b) Bei allen anderen Beratungsgegenständen darf die Sitzung (nur) dann als Videokonferenz oder
in  vergleichbarer  Weise  durchgeführt  werden,  wenn  die  (Präsenz)Sitzung  andernfalls  aus
schwerwiegenden  Gründen  nicht  ordnungsgemäß  durchgeführt  werden  könnte.  Für  die
Beurteilung, ob ein schwerwiegender Grund im Sinne des Gesetzes vorliegt, ist der in § 37a Abs. 1
Satz 3 GemO enthaltene Katalog  zu beachten. Vor  dem Hintergrund  der aktuellen  Situation der
Corona-Pandemie  könnten  insbesondere  Gründe  des  Seuchenschutzes  in  Betracht  kommen.
Über das Vorliegen  schwerwiegender  Gründe  und damit  über  die Einberufung  einer Sitzung  als
Videokonferenz  entscheidet  der  Bürgermeister  als  Vorsitzender  im  Rahmen  seiner
Einberufungskompetenz nach § 34 GemO aufgrund der örtlichen Situation. Das Innenministerium
empfiehlt eine vorherige Abstimmung  mit dem Ältestenrat  oder, sofern  ein solcher nicht  besteht,
mit den Fraktionsvorsitzenden bzw. -sprechern (vgl.  Hinweise des IM unter III.5 –  Seite 13).  Die
Durchführung  von  (Präsenz)Gemeinderatssitzungen  ist  durch  die  geltenden  Vorschriften  und
Maßnahme nach der aktuellen Corona-Verordnung nicht grundsätzlich ausgeschlossen. § 10 Abs.
4  CoronaVO  stellt  ausdrücklich  klar,  dass  das  Ansammlungs-  und  Veranstaltungsverbot  für
Sitzungen  der  Organe  und  Gremien  der  kommunalen  Selbstverwaltung  nicht  gilt.  Um  die
Handlungsfähigkeit  der  Gemeinden  zu  gewährleisten,  sind  Gemeinderatssitzungen  weiterhin
möglich  und  erforderlich.  Ob  anstelle  einer  Präsenzsitzung  eine  Sitzung  in  Form  einer
Videokonferenz  einberufen  kann  bzw.  einzuberufen  ist,  ist  vom  Bürgermeister  unter
Berücksichtigung  der  örtlichen  Gegebenheiten  (Infektionsgeschehen  in  der  Gemeinde  –
7-Tages-Inzidenz-  Anzahl der  in  Quarantäne befindlichen  Gemeinderäte  u.Ä.)   zu entscheiden.

5. Sitzungen  im  Format  einer  Videokonferenz  oder  Vergleichbarem  können  –  wenn  die
Voraussetzungen des § 37a GemO erfüllt sind -, sowohl für öffentliche als auch für nichtöffentliche
Tagesordnungspunkte festgelegt werden. Es ist ebenfalls zulässig, im Rahmen einer Videositzung
eine Änderung  der Hauptsatzung zu beschließen,  die für  eine Verlängerung der Möglichkeit  von
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Videositzungen  über  den  31.12.2020  hinaus  erforderlich  wird.   

6. Auch  die  sog.  Notfallsitzung  nach  §  34  Abs.  2  GemO  kann  ggf.  in  Form  einer  Videositzung
stattfinden.

7. Für  den Geschäftsgang  von Sitzungen des Gemeinderats  in Form von Videokonferenzen gelten
die gleichen Bestimmungen wie für Präsenzsitzungen (§ 37a Abs. 2 Satz 3 GemO, §§ 33, 34 bis
38,  z.B.  Einladungsform  und  -fristen,  Öffentlichkeitsgrundsatz,  Beschlussfähigkeit,
Beschlussfassung,  Befangenheit).  Zum  Umgang  mit  befangenen  Gemeinderatsmitgliedern  vgl.
die Hinweise des Innenministeriums Nr. III.5 – Seite 15.

8. Allerdings  dürfen  in  einer  Videositzung keine  Wahlen  nach  §  37  Abs.  7  GemO durchgeführt
werden, da diese grundsätzlich geheim vorgenommen werden müssen und dies bei Durchführung
einer Sitzung per Videokonferenz oder auf vergleichbare Weise nicht gewährleistet werden kann
(§ 37a Abs. 2 Satz 2 GemO).

9. Der Öffentlichkeitsgrundsatz  nach  §  35  GemO  ist  zu  beachten.  Er  ist  durch  zeitgleiche
Übertragung von Bild und Ton in einen für die Öffentlichkeit zugänglichen Raum zu gewährleisten.
Nähere  Ausführungen,  insbesondere  auch  zu  den  Anforderungen  an  einen  „öffentlich
zugänglichen Raum“ vgl. Hinweise des Innenministeriums vom 20. Mai 2020, Nr. III 5. – Seite 14).

10. Zwischen  Sitzungen  in  Form  einer  Videokonferenz  (§  37a  GemO)  und  Entscheidungen  per
Umlaufbeschluss für Gegenstände einfacher Art (§ 37 Abs. 1 Satz 2 GemO), sog. Notfallsitzungen
und  Eilentscheidungen  des  Bürgermeisters  (§  43  Abs.  4  GemO)  gibt  es  kein  zwingendes
Rangverhältnis.  Diese  Entscheidungsmodalitäten  haben  jeweils  unterschiedliche
Voraussetzungen, deren Vorliegen der Bürgermeister im Einzelfall zu prüfen hat. Gemeinderäten
kommt diesbezüglich kein Antragsrecht zu.

11. §  37a  GemO  enthält  zur  Form  der  Sitzung  nur  die  Vorgabe,  dass  eine  Beratung  und
Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer
Hilfsmittel möglich ist. Dabei ist die Form als Videokonferenz nur als Beispiel genannt. Möglich sind
auch  andere  oder  neue  technische  Verfahren,  die  diese  Voraussetzungen  erfüllen.  Der
gegenseitige Austausch der Gremiumsmitglieder bei Beratung und Beschlussfassung muss dabei
gewährleistet sein.

12. Eine  Sitzung  ohne  Bildübertragung,  etwa  eine  reine  Telefonschaltung,  ist  nicht  zulässig.

13. Das  Innenministerium  hat  in  seinen  Hinweisen  vom  20.  Mai  2020  ausgeführt,  dass
Hybridsitzungen,  also  Sitzungen  unter  Anwesenheit  eines  Teils  der  Ratsmitglieder  im
Sitzungsraum und Video-Zuschaltung  der  übrigen  Mitglieder,  vom Gesetz  nicht  ausgeschlossen
und  damit  grundsätzlich  möglich  sind.  Zu  den  Voraussetzungen  einer  Hybridsitzung  führt  das
Innenministerium  weiter  aus:
„Voraussetzung  hierfür  ist  aber,  dass  eine  Sitzung  in  Form  einer  Videokonferenz  nach  §  37a
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Absatz  1  Satz  2  oder  3  GemO  bzw.  §  32a  Absatz  1  Satz  2  oder  3  LKrO  zulässig  ist,  der
Bürgermeister  bzw. Landrat  eine solche (d.  h.  als Videokonferenz  oder auf vergleichbare Weise
und  nicht  als  „normale“  Präsenzsitzung)  einberufen  hat  und  diese  den  übrigen  gesetzlichen
Anforderungen  –  insbesondere  dem Öffentlichkeitsgrundsatz  –  ausreichend  Rechnung  trägt.  In
diesem  Sinne  gelten  im  Sitzungsraum  anwesende  und  per  Video  zugeschaltete  Ratsmitglieder
gleichermaßen  als anwesend und sie sind  rede-  und stimmberechtigt  im Sinne der  gesetzlichen
Vorschriften. Von den Gemeinden und Landkreisen sind auch bei dieser Sitzungsform in eigener
Verantwortung geeignete technische Vorkehrungen zu treffen, um eine ordnungsgemäße Sitzung
zu gewährleisten.
Nicht  erfasst  von  der  Neuregelung  ist  der  Fall,  dass  eine  Präsenzsitzung  des  Gremiums
stattfindet  und  sich  einzelne  Ratsmitglieder  per  Video  zuschalten  (z.  B.  während  einer
Geschäftsreise oder eines Urlaubs oder wenn einzelne Ratsmitglieder  aufgrund gesundheitlicher
Risiken  an  einer  Präsenzsitzung  nicht  persönlich  teilnehmen  möchten).  Wird  dies  gleichwohl
praktiziert, so gelten in diesem Fall per Video zugeschaltete Ratsmitglieder nicht als anwesend; sie
sind  auch  nicht  rede-  und  stimmberechtigt.“   

14. Durch Änderung  des  §  15  GKZ  sind  grundsätzlich  auch Verbandsversammlungen von
Zweckverbänden als Videositzungen zulässig. Nach § 15 Abs. 2a GKZ neu gilt § 37a GemO für
Verbandsversammlungen entsprechend „mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Bürgermeisters
der  Verbandsvorsitzende  und  an  die  Stelle  der  Hauptsatzung  die  Verbandssatzung  tritt.“
Über  die  Verweisung  in  §  60  Abs.  1  GemO  sind  damit  auch Verbandsversammlungen  von
Gemeindeverwaltungsverbänden  sowie Gemeinsame  Ausschüsse  von  vereinbarten
Verwaltungsgemeinschaften  erfasst.  Ebenso  die  Verwaltungsräte  von  Zweckverbänden  (§  15
Abs.  4  GKZ),  der  Verwaltungsräte  von  selbstständigen  Kommunalanstalten  und  gemeinsamen
selbstständigen  Kommunalanstalten  (§  102b  Abs.  5  GemO,  §  24a  Abs.  1  GKZ).

Die  vorstehenden  Ausführungen  sind  deshalb  auch  für  Videositzungen  dieser  Organe  und
Gremien  einschlägig.  Näheres  dazu  in  den  Hinweisen  des  Innenministeriums  zu  den
Auswirkungen der Corona-Pandemie im Kommunalwahl- und Kommunalverfassungsrecht, Nr. III 4
und 5, (Stand: 20.05.2020 – Anhang).

15. Die  Landkreisordnung  ist  durch  einen  neuen  §  32a  entsprechend  ergänzt  worden.

III.   Aus Anlass der anstehenden Hauptsatzungsänderungen sollte auch geprüft  werden, ob ggf.  die
aufgrund der GemO-Novelle 2015 eingetretene Änderung des § 39 Abs. 4 Satz GemO bereits in der
Hauptsatzung nachvollzogen worden  ist.  Dabei  geht es um die Möglichkeit,  durch Hauptsatzung zu
bestimmen,  dass  Beratungsgegenstände  unter  bestimmten  Voraussetzungen  vom Gemeinderat  an
den zuständigen beschließenden Ausschuss zur Vorberatung verwiesen werden. Das Quorum für die
Überweisung  von  Anträgen  an  den  zuständigen  Ausschuss  zur  Vorberatung  wurde  seinerzeit  von
einem  Fünftel  auf  ein  Sechstel  der  Gemeinderatsmitglieder  abgesenkt.  Zudem  haben  Fraktionen
dieses Recht unabhängig von der Zahl der Mitglieder erhalten. § 6 Abs. 3 des Hauptsatzungsmusters
ist  deshalb  wie  folgt  geändert  worden:
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„3) Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat  vorbehalten ist,  sollen dem zuständigen
beschließenden Ausschuss zur Vorberatung zugewiesen werden. Auf Antrag des Vorsitzenden oder
einer  Fraktion  oder  eines Sechstels aller  Mitglieder  des Gemeinderats  sind  sie dem zuständigen
beschließenden Ausschuss zur Vorberatung zu überweisen.“

Wir bitten um Kenntnisnahme und entsprechende Veranlassung.

Link über Intranet
http://gemeindetag-bw.de/extranet/php/gtinfo_zusatz.php?id=9570
Link über Intranet
http://gemeindetag-bw.de/extranet/php/gtinfo_zusatz.php?id=9571
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  Az: 020.05 

Gemeinde Berghaupten 
- Ortenaukreis - 

 
 
 

 

 
 
 

1. Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Berghaupten 
 
Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung von Baden-Württemberg (GemO) in der derzeit 
geltenden Fassung hat der Gemeinderat am 8. März 2021 folgende Satzung zur Änderung 
der Hauptsatzung der Gemeinde Berghaupten vom 20. Mai 2019 beschlossen:  
 
 

§ 1 
 

In die Hauptsatzung wird folgender § 3a eingefügt: 
 
§ 3a Durchführung von Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im 
Sitzungsraum 
 
(1) Der Bürgermeister kann Sitzungen des Gemeinderats ohne persönliche Anwesenheit 
der Mitglieder im Sitzungsraum in Form von Videokonferenzen einberufen. Die 
Voraussetzungen für die Einberufung und die Durchführung dieser Sitzungen richtet sich 
nach den Bestimmungen des § 37a Abs. 1 und 2 GemO. 
 

§2 
§ 5 Abs. 2, Ziffer 2.3, 2. Halbsatz erhält folgende Fassung:  
(…); über die Einstellung von ständig Beschäftigten entscheidet der Gemeinderat; (…) 
 
 

§3 
Inkrafttreten 

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft 
 
 
Berghaupten, den 9. März 2021 
 
 
 
 
 
    (Clever)        (Siegel) 

Bürgermeister  
 
  



2 
 

Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GemO oder von auf 
Grund der GemO erlassener Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung 
wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres 
seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde Berghaupten geltend 
gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschrift über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung 
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden ist. 
 
Berghaupten, den 9. März 2021 
 
 
 
 
 
    (Clever)       (Siegel) 

Bürgermeister  
 
 
 
 
 
 
Die Änderungssatzung wird durch Aushang an der Anschlagtafel im Rathausdurchgang ab 
dem 13. März 2021 für die Dauer von einer Woche öffentlich bekannt gemacht. Auf den 
Aushang wurde im Amtsblatt der Gemeinde Berghaupten Nr. 10 vom 12. März 2021 
hingewiesen. 
 
 
Angeschlagen am:  13. März 2021  Unterschrift: ___________________________ 
 
 
 
 
Abgenommen am:  22. März 2021  Unterschrift: ___________________________ 
 
 
 
 
 
Anzeige an die Rechtsaufsichtsbehörde ist durch Vorlage einer Mehrfertigung und des 
Nachweises der öffentlichen Bekanntmachung erfolgt.  
 
Berghaupten, den 12. März 2021 
 
 
 
 
 
    (Clever)        (Siegel) 

Bürgermeister  



Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 9 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
701.63 / Herr Vogt 

 

Eigenkontrollverordnung (EKVO) 2021 - Auftragsvergabe für Kanaluntersu-
chung per Befahrung mit TV-Kamera und Kanalreinigung 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Im Rahmen der Eigenkontrollverordnung sollen 2021 Teile des Schmutz- und Nieder-
schlagswasserkanalnetzes von Berghaupten per TV-Kamera befahren sowie anschlie-
ßend gereinigt werden. Insgesamt werden in diesem Abschnitt über 8,6 km Schmutz- 
und Regenwasserkanäle untersucht. Für die erforderlichen Leistungen erfolgte eine 
beschränkte Ausschreibung. Dabei wurden insgesamt 5 Unternehmen aufgefordert 
ein Angebot abzugeben. Alle 5 Unternehmen haben ein Angebot abgegeben. Ka-
nalaufseher Bernd Schille hat die Angebote geprüft und eine Bieterfolge erstellt. Der 
Preisspiegel kann von den Gemeinderäten bei der Verwaltung eingesehen werden. 
Günstigste Bieterin ist die Firma Koßmann Kanal- und Umwelttechnik GmbH, 77966 
Kappel-Grafenhausen, mit einem Angebotspreis von 38.549,19 €. 
 
Im Haushaltsplan sind für diese Maßnahme insgesamt 45.000 € (Schmutzwasserkanal 
25.000 € / Regenwasserkanal 20.000 €) eingeplant. Der Angebotspreis liegt innerhalb 
des zur Verfügung stehenden Budgets. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, den Auftrag zur Kanaluntersuchung und –reinigung an die 
Fa. Koßmann Kanal- und Umwelttechnik GmbH zum oben genannten Angebotspreis 
zu vergeben.  
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat stimmt der Auftragsvergabe an die Firma Koßmann Kanal- und 
Umwelttechnik GmbH, 77966 Kappel-Grafenhausen, zu. 
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 

 
 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 



Zeitvorgabe Ausschreibung EKVO 2021: 

 

04.02.2021 Versand LV 

 

23.02.2021 10.00 Uhr Submission 

 

08.03.2021 Auftragsvergabe GR 

 

24.03.2021 Ende Angebotsbindung 

 

Von Vergabe – 09.07.2021 Ausführung 

 

09.07.2021 Fertigstellung 

 

Angeschriebene Firmen: 

 

Fa. Zawisla 

Fa. Riedinger 

Fa. Koßmann 

Fa. Kress 

Fa. Förster 

 

 

 





Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 10 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
960.041 / Frau Wacker 

 

Beratung und Beschlussfassung über die Annahme von Spenden 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Nach § 78 Abs. 4 Gemeindeordnung hat der Gemeinderat die Annahme von Spenden 
an die Gemeinde zu beschließen. 
 
Die Gemeinde hat folgende Spende erhalten: 
 
Geldspende in Höhe von 100,00 Euro von Thomas Junker, Neudorfstr. 3, 77791 Berg-
haupten, Verwendungszweck: Spende Jugendfeuerwehr 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Annahme der Spende wird zugestimmt. 
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung: 
 
Stimmberechtigt sind: 
Gem. § 18 GO abgetreten: 

Grund: 
 

 
 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     

 





Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 11 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
752.42 / Frau Lienhard 

 

Auftragsvergabe zur Lieferung einer Urnensäulenwand für den Friedhof 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Die bestehende Urnensäulenwand ist zur Hälfte belegt (5 freie Kammern). Um künfti-
gen Bestattungswünschen entsprechen zu können, sollte die nächste Urnenwand auf-
gestellt werden. Dies wird im Anschluss an die Ehrengräber erfolgen. Ein Foto mit dem 
geplanten Standort sowie das Angebot der Firma Kronimus ist den Sitzungsunterlagen 
angeschlossen.  
 
Die Verwaltung beantragt die Zustimmung zur Auftragserteilung. Ein Haushaltsansatz 
ist vorhanden.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Auftragserteilung zur Lieferung der Urnenwandsäulenanlage wird zuge-
stimmt.  
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     

 

















Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
  
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 12 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
361.21 / Frau Lienhard 

 

Herausgabe des Jahresheftes 2020 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Die Verwaltung bereitet derzeit zusammen mit Konrad Grim die Herausgabe des Jah-
resheftes vor. Das vorläufige Inhaltsverzeichnis ist den Sitzungsunterlagen ange-
schlossen.  
 
Das Angebot der Druckerei Huber beläuft sich auf 4.699 Euro zzgl. MwSt. (7 %). Die 
Herstellungskosten liegen im Rahmen der Herausgabe der bisherigen Jahreshefte und 
sollen teilweise über Anzeigen von örtlichen Firmen finanziert werden.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Herausgabe des Jahresheftes wird zugestimmt. 
 

 

Geänderter Beschlussantrag: 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 







Inhaltsverzeichnis Jahresheft 2020 

 

 Grußwort von Bürgermeister Philipp Clever 

 Im Andenken an unsere Verstorbenen von 2020 

 Rückblick, Ausblick und Allgemeines der Gemeinde 

 Ferienprogramm 2020 

 Das war 2020 

 Ehejubilare 

 25 Jahre Zimmerei Benz 

 90 Jahre Hilberer Schrauben 

 B33-Ausbau 

 Bergwerk 

 Corona Lockdown ??? 

 Elfriede Armbruster – 75 Jahre nach dem Krieg 

 Heimatmuseum Klingelhalde 

 Historische Aufnahmen vom Jörgenfest 

 Kita-Anbau 

 Krone Berghaupten 

 Kinzigrenaturierung 

 Sagenweg 

 Stille Helfer 

 Werbung 

 



Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
Öffentlich 13 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
815.3 / Herr Vogt 

 

Feststellung des steuerlichen Jahresabschlusses 2019 der Wasserversorgung  

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
Die Steuerberatungsgesellschaft KOBERA hat den steuerlichen Abschluss 2019 für 
die Wasserversorgung erstellt. Das Wirtschaftsjahr schließt mit einem steuerlichen Ge-
winn von 6.606,94 € (Vorjahr: 8.978,13 €). Die Eigenkapitalquote betrug Ende 2019 
rund 90,19 %. Die Mindestanforderung von 30 % wird damit weit übertroffen.  
 
Die Rücklagenbildung wird steuerrechtlich auch für Regiebetriebe anerkannt, wenn die 
Gewinne für bestimmte Vorhaben wie zum Beispiel der Anschaffung von Anlagever-
mögen angesammelt werden. Durch die Rücklagenbildung und die Verwendung der 
Rücklage für Zwecke der Wasserversorgung kann der Anfall von Kapitalertragsteuer 
auf den Jahresgewinn der Wasserversorgung vermieden werden. 
 
Die Wasserversorgung ist eine Versorgungseinrichtung im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 
2 Kommunalabgabengesetz (KAG). Versorgungseinrichtungen können einen Ertrag 
für den Haushalt der Gemeinde abwerfen. Hinsichtlich der Kalkulation der Wasserge-
bühren gilt das KAG. Die Gebühren dürfen höchstens so bemessen werden, dass die 
nach betriebswirtschaftlichen Grundätzen ansatzfähigen Kosten gedeckt sind. Die 
Löschwasserversorgung gehört zur öffentlichen Wasserversorgung (vgl. § 44 Wasser-
gesetz WG). Der Betrieb deckt den gesamten Wasserbedarf aus eigenen Gewin-
nungsanlagen. 
 
Der Jahresabschluss 2019 mit Gewinn- und Verlustrechnung und Bilanz liegt in ge-
bundener Form der Verwaltung vor. Bei Interesse kann er von den Mitgliedern des 
Gemeinderats eingesehen werden.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat nimmt vom steuerlichen Jahresabschluss 2019 der Wasserver-
sorgung Kenntnis. 
 

 

Geänderter Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
 
 

 
  



Entscheidung:  
 
Stimmberechtigt sind:  
Gem. § 18 GO abgetreten:  

Grund:  
 
 

 

Einstimmig Mehrheitlich ja Nein Enthaltung 

     
 



Gemeinde Berghaupten 
Vorlage zur Gemeinderatssitzung 

 

Termin 
 
8. März 2021 

Tagesordnungspunkt 
 
öffentlich 14 

Aktenzeichen/Bearbeiter 
 
880.63 / Herr Hertle 

 

Mitteilungen der Verwaltung:  
Hier: Antwort auf die Anfrage aus dem Gemeinderat bzgl. des Inhalt der Pacht-
verträge für landwirtschaftliche Grundstücke 

 

Sachverhalt und Begründung: 
 
GR J. Bergmann hatte sich in der Sitzung am 01.02.2021 nach den inhaltlichen Re-
gelungen der Pachtverträge der Gemeinde hinsichtlich bestehender Bäume auf ver-
pachteten landwirtschaftlichen Flächen erkundigt. BM Ph. Clever sagte eine Prüfung 
und Rückmeldung zu.  
 
Die Regelung bzgl. der Bäume in den Pachtverträgen der Gemeinde lautet:  
 

§ XX Baumbestand 
 

Ohne vorherige Erlaubnis des Verpächters dürfen keine Bäume beseitigt werden. Die 
Pflege und Unterhaltung der Bäume unterliegen dem Pächter. Das Nutzungsrecht an 
den Obstbäumen und Sträuchern beschränkt sich auf die Aberntung der Früchte.  
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis.  
 

 


